
Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerinnen begehren die teilweise Nichtigerklärung der 
Verordnung (EU) Nr. 944/2013 der Kommission vom 2. Okto­
ber 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen 
zwecks Anpassung an den technischen und wissenschaftlichen 
Fortschritt (CLP-Verordnung) (ABl. L 261, S. 5), soweit damit 
Pech, Kohlenteer, Hochtemperatur, CAS-Nummer 65996-93-2 
(im Folgenden: KTPHT), als „Aquatic Acute 1 (H400)“ und 
„Aquatic Chronic 1 (H410)“ eingestuft wird (im Folgenden: an­
gefochtener Rechtsakt). 

Zur Stützung der Klage machen die Klägerinnen drei Kla­
gegründe geltend. 

1. Der angefochtene Rechtsakt sei rechtswidrig, da er insoweit 
gegen die Bestimmungen der REACH-Verordnung und der 
CLP-Verordnung über die Einstufung von Stoffen als toxisch 
in Gewässern und die Untersuchungen, die insoweit an­
erkannt werden müssten, sowie gegen den Grundsatz der 
Gleichbehandlung verstoße, als nach den REACH- und 
OECD-Vorgaben durchgeführte Untersuchungen nicht zuge­
lassen und Tests verlangt würden, die nicht auf einer an­
erkannten Standardmethode beruhten. 

2. Der angefochtene Rechtsakt sei rechtswidrig, da ihm ein 
offenkundiger Beurteilungsfehler zugrunde liege. Der Rechts­
akt berücksichtige nicht die inerten Eigenschaften von 
KTPHT, die erhebliche Auswirkungen auf Untersuchungen 
mit UV-Licht und die Anwendung der Summierungs­
methode hätten. Es seien M-Faktoren für PAK-Bestandteile 
bestimmt worden, ohne dass die herangezogenen Unter­
suchungen ordnungsgemäß bewertet worden seien, und 
die Informationen der Klägerinnen seien ohne hinreichende 
Begründung zurückgewiesen worden. 

3. Der angefochtene Rechtsakt sei rechtswidrig, da er gegen die 
unionsrechtlichen Grundsätze der Transparenz und der 
Wahrung der Verteidigungsrechte verstoße. 

Klage, eingereicht am 10. Januar 2014 — Tschechische 
Republik/Kommission 

(Rechtssache T-27/14) 

(2014/C 85/38) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Parteien 

Klägerin: Tschechische Republik (Prozessbevollmächtigte: M. 
Smolek, J. Vláčil, T. Müller) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— den Beschluss K(2013) 7221 endg. der Europäischen Kom­
mission vom 4. November 2013 betreffend die Aufforde­
rung zur Aufhebung der Entscheidung des Ministerstvo 
průmyslu a obchodu České republiky (Ministerium für In­
dustrie und Handel der Tschechischen Republik), mit der für 
die Gasspeicher in Dambořice eine Ausnahme von den na­
tionalen Vorschriften zur Umsetzung der Bestimmungen der 
Richtlinie 2003/55/EG ( 1 ) über die Regeln für den Zugang 
Dritter gewährt wird, für nichtig zu erklären; 

— der Europäischen Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin zwei Klagegründe 
geltend. 

1. Der erste Klagegrund betrifft einen Verstoß gegen Art. 266 
Abs. 1 AEUV. 

In diesem Zusammenhang macht die Klägerin geltend, dass 
die Kommission durch den Erlass des angefochtenen Be­
schlusses in einer Weise vorgegangen sei, die in direktem 
Widerspruch zum Urteil des Gerichts vom 6. September 
2013, Globula/Kommission (T-465/11), stehe. 

2. Der zweite Klagegrund betrifft einen Verstoß gegen Art. 22 
Abs. 4 der Richtlinie 2003/55/EG. 

Hiermit trägt die Klägerin vor, dass die Kommission den 
angefochtenen Beschluss nach Ablauf der in Art. 22 Abs. 
4 der Richtlinie 2003/55/EG festgelegten Frist erlassen habe. 

( 1 ) Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den 
Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 98/30/EG 
(ABl. L 176, S. 57). 

Klage, eingereicht am 13. Januar 2014 — Laverana/ 
HABM (BIO — INGRÉDIENTS VÉGÉTAUX — PROPRE 

FABRICATION) 

(Rechtssache T-30/14) 

(2014/C 85/39) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte Parteien 

Klägerin: Laverana GmbH & Co. KG (Wennigsen, Deutschland) 
(Prozessbevollmächtigte: J. Wachinger und M. Zöbisch, Rechts­
anwälte)
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Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 11. November 2013 in der Beschwerde­
sache R 1749/2013-4 für nichtig zu erklären und die Ge­
meinschaftsmarkenanmeldung Nr. 11 642 527 für die Wa­
ren und Dienstleistungen der Klassen 3, 5 und 35 zur Ver­
öffentlichung zuzulassen; 

— hilfsweise die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer 
des Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) vom 11. November 2013 in der Be­
schwerdesache R 1749/2013-4 für nichtig zu erklären und 
die Angelegenheit an das Amt zur erneuten Entscheidung 
zurückzuverweisen; 

— hilfsweise die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer 
des Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) vom 11. November 2013 in der Be­
schwerdesache R 1749/2013-4 für nichtig zu erklären; 

— dem beklagten Amt die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Bildmarke in Schwarz-Weiß, die 
die Wortelemente „BIO — INGRÉDIENTS VÉGÉTAUX — 
PROPRE FABRICATION“ enthält, für die Waren und Dienstleis­
tungen der Klassen 3, 5 und 35 — Gemeinschaftsmarkenanmel­
dung Nr. 11 642 527 

Entscheidung des Prüfers: Teilweise Zurückweisung der Anmel­
dung 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Be­
schwerde 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 7 Abs. 1 lit. b und c der Ver­
ordnung Nr. 207/2009. 

Klage, eingereicht am 5. Februar 2014 — Secop/ 
Kommission 

(Rechtssache T-79/14) 

(2014/C 85/40) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Secop GmbH (Flensburg, Deutschland) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte U. Schnelle und C. Aufdermauer) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Kommission, Aiuto di Stato SA.37640, 
C(2013) 9119 final — Aiuti per il salvataggio a favore di 
ACC Compressors S.p.A., Italia (Staatliche Beihilfe SA.37640 
C(2013) 9119 endg.; Rettungsbeihilfe zu Gunsten der ACC 
Compressors S.p.A., Italien), vom 18. Dezember 2013 ge­
mäß Art. 264 Abs. 1 AEUV für nichtig zu erklären; 

— gemäß Art. 87 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichts die 
Beklagte zu verurteilen, die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin drei Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Verstoß gegen Art. 296 AEUV 

— Die Klägerin macht an dieser Stelle Begründungsmängel 
der angefochtenen Entscheidung geltend. Sie trägt vor, 
dass die Kommission es trotz Kenntnis von Sachverhalts­
umständen, die ihr aus einem zeitlich parallel laufenden 
Fusionskontrollverfahren der Klägerin bezüglich des Er­
werbs von Vermögensgegenständen, die einer Tochterge­
sellschaft der Beihilfenempfängerin gehörten, bekannt 
gewesen seien, versäumt habe, die sich aus diesem Um­
stand ergebenden Folgen für die Beihilfefähigkeit der Bei­
hilfenempfängerin und die besonderen Auswirkungen 
der positiven Beihilfeentscheidung auf die Klägerin zu 
berücksichtigen. 

2. Zweiter Klagegrund: Verletzung der Verträge 

— Die Klägerin macht einen Verstoß gegen Art. 107 Abs. 3 
Buchst. c AEUV geltend. Sie trägt in diesem Zusammen­
hang unter anderem vor, dass die Beihilfenempfängerin 
nicht wettbewerbsfähig und als ein neues Unternehmen 
anzusehen sei, das aus einer Umstrukturierungsmaß­
nahme hervorgegangen ist. Der Beihilfeempfängerin
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